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HANSESTADT LÜNEBURG
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN

Vorlage-Nr.
VO/11061/23

Bereich 41 - Kultur
Frau Beer-Kullin Datum: 

07.12.2023

Beschlussvorlage
Beschließendes Gremium:
Rat der Hansestadt Lüneburg

Petition vom 11.11.2022 gemäß § 34 Abs. 1 Satz 1 NKomVG in Verbindung mit § 7 
Abs. 6 der Hauptsatzung

Beratungsfolge:

Öffentl. Sitzungs- Gremium
Status datum

N 19.12.2023 Verwaltungsausschuss

Ö 20.12.2023 Rat der Hansestadt Lüneburg

Sachverhalt:

Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NkomVG) hat 
jede Person das Recht, sich mit Anregungen und Beschwerden in Angelegenheiten der 
Kommune an den Rat zu wenden. Dieses Recht ist nicht auf Einwohner/-innen oder Bürger/-
innen Lüneburgs beschränkt, es gilt für jede Person. Eine Anregung ist der an den Rat her-
angetragene Wunsch, etwas zu tun oder zu unterlassen. Hierbei muss es sich um eine An-
gelegenheit der Kommune handeln. Weiterhin muss die Eingabe schriftlich erfolgen und den 
Namen der Petentin/ des Petenten nennen.

Nach § 34 Abs. 1 Satz 3 NKomVG in Verbindung mit § 7 Abs. 6 Hauptsatzung ist die Zustän-
digkeit für die Prüfung von Anregungen und die Erledigung von Beschwerden auf den Ver-
waltungsausschuss übertragen worden, sofern für die Angelegenheiten nicht der Rat gemäß 
§ 58 Abs. 1 und 2 NKomVG ausschließlich zuständig ist.

Mit Schreiben vom 11.12.2022, übermittelt an die allgemeine städtische E-Mail-Adresse, 
hatten sich die Eheleute Bernadette und Joachim Gottschalk an die Oberbürgermeisterin 
gewandt und verfoltgen das Ziel der Umbenennung der Hindenburgstraße in Lüneburg  so-
wie die Abgabe einer entsprechenden Erklärung (Bestandteil der Anlage, dort S. 5 und 6). 
Das Schreiben erfüllt die Voraussetzungen des § 34 NKomVG, wurde seitens der Verwal-
tung nach Eingang im Jahr 2022 aber versehentlich nicht als Petition gewertet und dement-
sprechend nicht dem zuständigen Gremium vorgelegt, was mit dieser Vorlage nachgeholt 
wird. Die Petenten wenden sich nun mit Schreiben vom 01.12.2023 an den Rat der Hanse-
stadt Lüneburg und erinnern an ihre Petition vom 11.11.2022 (S. 1 der Anlage). 

Aus dem Anlagenkonvolut geht hervor, dass sich die Petenten mit einem weiteren Schreiben 
vom 13.11.2023 offenbar auch an den Petitionsausschuss des Landtages gewandt haben 
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(S. 3 der Anlage) und diesem empfehlen, das alle niedersächsischen Kommunen die Umbe-
nennung öffentlicher Einrichtungen, Straßen und Plätze vornehmen, die den Namen „Hin-
denburg“ tragen. Exemplarisch wird die Hindenburgstraße in Lüneburg genannt und darauf 
hingewiesen, dass die Hansestadt Lüneburg bereits um Umbenennung der Hindenburgstra-
ße gebeten wurde.

Die Vorlage der Petition an das zuständige Gremium wird mit dieser Vorlage nachgeholt. Da 
gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 NKomVG der Rat ausschließlich zuständig ist für die Benen-
nung von Straßen, hat der Rat in Verbindung mit der o.g. Regelung der Haupsatzung über 
die Petition zu entscheiden. § 34 NKomVG gewährt den Anspruch auf Engegennahme, 
sachliche Prüfung und Bescheidung, es besteht aber selbstverständlich kein Anspruch auf 
Erfüllung des Anliegens.  

Der Rat hat sich in seiner Sitzung am 24.08.2023 bereits mit der Umbenennung der Hinden-
burgstraße befasst und die Angelegenheit in den Ausschuss für Kultur- und Partnerschaften 
verwiesen. Dieser hat in seiner Sitzung am 28.09.2023 dem Rat empfohlen, die Anwoh-
ner:innen der Hindenburgstraße mit einem entsprechenden Informationsschreiben zu in-
formieren (siehe Beschluss zur Vorlage VO/10640/23-1). Die Beratungen des Rates sind 
also insgesamt noch nicht abgeschlossen. 

Vor diesem Hintergrund wird empfohlen, die Petition vom 11.11.2023 dergestalt zu behan-
deln, dass die Petenten über diesen Sachstand informiert werden. Nachrichtlich sollte die 
Landtagspräsidentin in Kenntnis gesetzt werden.

Folgenabschätzung:

A) Auswirkungen auf die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs

Ziel
Auswirkung 
positiv (+)
und/oder
negativ (–) 

Erläuterung der Auswirkungen

1 Umwelt- und Klimaschutz 
(SDG 6, 13, 14 und 15)

2 Nachhaltige Städte und 
Gemeinden (SDG 11)

3 Bezahlbare und saubere 
Energie (SDG 7)

4 Nachhaltige/r Konsum und 
Produktion (SDG 12)

5 Gesundheit und Wohlerge-
hen (SDG 3) 

6 Hochwertige Bildung
(SDG 4)

7 Weniger Ungleichheiten
(SDG 5 und 10)

8 Wirtschaftswachstum
(SDG 8)

9 Industrie, Innovation und 
Infrastruktur (SDG 9)

Die Ziele der nachhaltigen Entwicklung Lüneburgs leiten sich eng aus den 17 Nachhaltigkeitszielen (Sustainable Development 
Goals, SDG) der Vereinten Nationen ab. Um eine Irreführung zu vermeiden, wird durch die Nennung der UN-Nummerierung in 
Klammern auf die jeweiligen Original-SDG hingewiesen. 

B) Klimaauswirkungen

a) CO2-Emissionen (Mehrfachnennungen sind möglich)
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□ Neutral (0): durch die zu beschließende Maßnahme entstehen keine CO2-Emissionen

□ Positiv (+): CO2-Einsparung (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr 

und/oder

□ Negativ (-): CO2-Emissionen (sofern zu ermitteln): ________ t/Jahr

b)  Vorausgegangene Beschlussvorlagen

□ Die Klimaauswirkungen des zugrundeliegenden Vorhabens wurden bereits in der Be-
schlussvorlage VO/__________ geprüft.

c)  Richtlinie der Hansestadt Lüneburg zur nachhaltigen Beschaffung (Beschaffungsrichtlinie)

□ Die Vorgaben wurden eingehalten.
□ Die Vorgaben wurden berücksichtigt, sind aber nur bedingt anwendbar.
oder
□ Die Beschaffungsrichtlinie ist für das Vorhaben irrelevant.

Finanzielle Auswirkungen:

Kosten (in €)
a) für die Erarbeitung der Vorlage:

aa)  Vorbereitende Kosten, z.B. Ausschreibungen, Ortstermine, etc.

b) für die Umsetzung der Maßnahmen:

c)  an Folgekosten:

d) Haushaltsrechtlich gesichert:

Ja
Nein
Teilhaushalt / Kostenstelle:  
Produkt / Kostenträger:
Haushaltsjahr:

e)  mögliche Einnahmen:

Anlagen:

Anlagenkonvolut Eheleute Gottschalk

Beschlussvorschlag:

1. Der Rat der Hansestadt Lüneburg nimmt die Petition vom 11.11.2022 zur Kenntnis.
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2. Er beauftragt mit Bezug auf die Ausführungen der Verwaltung die Petenten sowie die 
Landtagspräsidentin über den Sachstand zu informieren und stellt fest, dass er in Bezug auf 
die Petition keinen weiteren Handlungsbedarf sieht.

Beteiligte Bereiche / Fachbereiche:



Bernadette und Joachim Gottschalk Engerode 90 30880 Laatzen

An die

Mitglieder des Rats der Hansestadt Lüneburg

Hansestadt Lüneburg
Am Ochsenmarkt 1

21335 Lüneburg-Altstadt

Freitag, 1. Dezember 2023

Erinnerungskultur

Sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder des Rats der Hansestadt Lüneburg,

wir möchten Sie bitten auf Frau Oberbürgermeisterin Kalisch einzuwirken, dass

Petitionen zeitgerecht dem Rat der Hansestadt Lüneburg vorgelegt werden.

Wir erachten die Tatsache, dass eine Petition innerhalb von 12 Monaten nicht dem

Rat vorgelegt worden ist, als eine Ausgrenzung von Schoabetroffenen.

Als eine von der Schoa betroffene Familie haben wir durch die Nebenklägerschaft im

Auschwitzprozess 2015 das Vernichtungsverhalten des NS-Regimes aufgezeigt.

Durch ein mehrjähriges Klageverfahren hat unsere Familie, Schoaüberlebende aus

Ungarn und Groß-Britannien bewirkt, dass die Hansestadt Lüneburg schließlich

anerkannt hat, dass es in der Sowjetunion 1941 – 1944 eine Schoa gegeben hat.

In einem seit Jahren anhängigen Klageverfahren wenden sich Schoabetroffene

weiterhin gegen das Ausgrenzungsverhalten der Hansestadt Lüneburg.

Wir möchten Sie deshalb bitten mitzuwirken, geschichtsklitterndes Verhalten in

Lünebug zurückzudrängen und den Namen der Hindenburgstraße abzuändern.

Dem Niedersächischen Landtag ist eine entsprechende Bitte vorgelegt worden.

Im beigefügten Schreiben an die Hansestadt Lüneburg haben wir aufgezeigt, dass

Hindenburg die Methode des Massenmordes legitimiert hat.

Mit freundlichen Grüßen,

Ehepaar

Gottschalk

Anlage: Bericht der LZ vom 15.9.2020 und Schreiben vom 11.11.2023; Eingabe an den Nds Landtag
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Bernadette und Joachim Gottschalk Engerode 90 30880 Laatzen

praesidentin@lt.niedersachsen.de

An
Frau Landtagspräsidentin
Hanna Naber,
an die Mitglieder des
Niedersächsischen Landtages
- Petitionsausschuss -
Niedersächsischer Landtag
Hannah-Arendt-Platz 1
D - 30159 Hannover

Montag, 13. November 2023

Petition

Beendigung der

Benennung von öffentlichen Einrichtungen mit dem Namen Hindenburg

Hindenburg beglückwünschte Adolf Hitler und Hermann Göring zu deren

Massenermordungen bei der „Säuberung der SA“ am 30. Juni/1.Juli 1934

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin Naber,

wir möchten Sie bitten, dem Petitionsausschuß und dem Niedersächsischen Landtag

die Petitionsbitte vorzulegen, dass sie den Kommunen des Landes Niedersachsen

empfehlen, die bestehenden öffentlichen Namensnennungen für öffentliche

Einrichtungen wie Straßen, Plätze nicht mehr mit dem Namen „Hindenburg“ zu

versehen, also bestehende Namensnennungen mit „Hindenburg“ zu beenden.

Als Beispiel ist die Hindenburgsraße in der Hansestadt Lüneburg zu nennen.

Die Hansestadt Lüneburg ist von uns gebeten worden, diese Straßenbenennung

nicht mehr fortzusetzen.

In etlichen Städten Deutschlands gibt es zwar noch öffentliche Einrichtungen -

Plätze, Straßen, Bauwerke - die noch den Namen Hindenburg tragen. Dieses ist

jedoch keine ethisch begründbare Rechtfertigung für die Beibehaltung von

Hindenburgbezeichnungen öffentlicher Einrichtungen.

Paul von Hindenburg hat als Reichspräsident Adolf Hitler und Hermann Göring zu

deren angeordneten und durchgeführten „Säuberung der SA“, einer Massen-

ermordung am 30. Juni / 1. Juli 1934, seinen “tiefempfundenen Dank“ und seine

Anerkennung ausgesprochen.

Das Morden in großer Dimension wurde 1934 von Reichspräsident Hindenburg als

politische Handlungsform anerkannt.
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Unter der Führung von Adolf Hitler, Hermann Göring, Joseph Goebbels u.a. wurde

dieses grenzenlose Morden als Methode der politischen Machtdurchsetzung in der

Pogromnacht 9./10. November 1938, im sog. Euthanasieprogramm, mit dem

Verhungern von sowjetischen Kriegsgefangenen und mit dem größten Völkermord in

Europa, der Schoa, wie auch dem Mord an den Sinti und Roma fortgesetzt.

Die Person Hindenburg befürwortete ausdrücklich die Ermordungshandlungen 30.

Juni / 1. Juli 1934 von Adolf Hitler und Hermann Göring.

Einer solchen Person darf öffentlich nicht ehrend erinnert werden.

Wir als Angehörige von Ermordeten der Schoa empfinden es nicht nur als eine

erhebliche Beklemmung, wenn wir eine Einrichtung mit der Namensbezeichnung

„Hindenburg“ betreten, sondern erfahren dadurch auch eine traumatische Belastung.

Veranlassen Sie bitte, dass die gewünschte Empfehlung, die öffentliche Namens-

gebung mit „Hindenburg“ entfallen zu lassen und eine andere Namensgebung

vorzunehmen, verabschiedet wird.

Die gewünschte Empfehlung sollte im Jahre 2024 wirksam werden.

Das Nähere zum historischen Sachverhalt des Jahres 1934 entnehmen Sie bitte den

beigefügten Dokumenten.

Mit freundlichen Grüßen,

Ehepaar

Gottschalk

Anlagen: Dankestelegramm von Reichspräsident Hindenburg

an Adolf Hitler und Hermann Göring

Berichte des Völkischen Beobachters zur „Säuberung der SA“



Bernadette und Joachim Gottschalk Engerode 90 30880 Laatzen

stadt@lueneburg.de

Frau
Oberbürgermeisterin
Claudia Kalisch
Hansestadt Lüneburg
Am Ochsenmarkt 1

21335 Lüneburg-Altstadt

Sonnabend, 11. November 2022

Beendigung der
Benennung von öffentlichen Einrichtungen mit dem Namen Hindenburg

Hindenburg beglückwünschte Adolf Hitler und Hermann Göring zu deren

Massenermordungen bei der „Säuberung der SA“ am 30. Juni/1.Juli 1934

Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin Kalisch,

unsere Familie ist Ihnen seit dem Auschwitzprozess 2015 gegen Oskar Gröning

bekannt. Durch einen aufwendig geführten Prozess von Schoaüberlebenden unserer

Familie hat die Stadt Lüneburg schließlich ihre Fehlmeinung zur Schoa in der

Sowjetunion 1941 - 1944 revidiert.

Das Ehrenmal am Graalwall ist daraufhin neu kontextualisert worden.

Wir möchten Sie bitten, die Straßenbenennung „Hindenburgstraße“ zu beenden.

In etlichen Städten Deutschlands gibt es öffentliche Einrichtungen - Plätze, Straßen,

Bauwerke - die noch den Namen Hindenburg tragen, so auch die Hindenburgstraße

in Lüneburg.

Paul von Hindenburg hat als Reichspräsident Adolf Hitler und Hermann Göring zu

deren angeordneten und durchgeführten „Säuberung der SA“, einer Massen-

ermordung am 30. Juni / 1. Juli 1934 seinen “tiefempfundenen Dank“

ausgesprochen.

Unter der Führung von Adolf Hitler, Hermann Göring, Joseph Goebbels u.a. wurde

dieses Morden in noch größerem Maße in der Pogromnacht 9./10. Novemnber 1938

fortgesetzt, dem offiziellen Signal für den größten Völkermord in Europa, der Schoa.

Die Person Hindenburg befürwortete ausdrücklich die Ermordungshandlungen 30.

Juni / 1. Juli 1934 von Adolf Hitler und Hermann Göring.

Einer solchen Person darf öffentlich nicht ehrend erinnert werden.
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Wir als Angehörige von Ermordeten der Schoa empfinden es nicht nur als eine

erhebliche Beklemmung, wenn wir eine Einrichtung mit der Namensbezeichnung

„Hindenburg“ betreten, sondern erfahren dadurch auch eine traumatische Belastung.

Veranlassen Sie bitte, dass der Name „Hindenburgstraße“ entfällt und eine andere

Namensgebung für diese Straße vorgenommen wird.

Bis zum Volkstrauertag diesen Jahres sollte es möglich sein, dass die Hansestadt

Lüneburg eine öffentliche Erklärung abgibt, wonach beabsichtigt ist, die jetzige

Straßennamensgebung mit „Hindenburgstraße“ zu beenden.

Das Nähere zum historischen Sachverhalt des Jahres 1934 entnehmen Sie bitte den

beigefügten Dokumenten.

Mit freundlichen Grüßen,

Ehepaar

Gottschalk

Anlagen: Dankestelegramm von Reichspräsident Hindenburg

an Adolf Hitler und Hermann Göring

Berichte des Völkischen Beobachters zur „Säuberung der SA“
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